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Policy Brief

deutschland nachhaltiger zu machen ist erklär-

tes Ziel der Bundesregierung – ökologisch, ökono-

misch und sozial. Die vergangenen Jahre haben 

gezeigt: In einer sich schnell ändernden, zuneh-

mend komplexen Welt braucht die Politik dazu die 

Lösungskompetenz und Initiativkraft aller. Es 

reicht nicht aus, Wirtschaft und Verbraucher über 

eine klassische Steuerungspolitik zu nachhaltige-

rem Handeln zu bewegen. Vielmehr sollte Politik 

als Befähigungspolitik Bedingungen dafür schaf-

fen, dass sich die Gesellschaft und damit der Bür-

ger selbst für nachhaltige Entwicklung engagiert. 

Dies fordert auch die „Peer Review“ des Rats für 

Nachhaltige Entwicklung: Sie mahnt die Bundes-

regierung, Bürger und Zivilgesellschaft stärker in 

die gemeinsame Gestaltung einer nachhaltigen 

Entwicklung einzubinden – Instrumente zu entwi-

ckeln, die Bürger und Zivilgesellschaft stimulieren 

und motivieren.

Bürgerengagement ist damit der Schlüssel 

für die Umsetzung der Nachhaltigkeitsagenda im 

21. Jahrhundert. Die Bundesregierung hat erste 

Zeichen gesetzt. So erwähnt die nationale Nach-

haltigkeitsstrategie bereits die Bedeutung von 

Bürgerengagement für nachhaltige Entwicklung. 

Die Strategie selbst entwickelt sie in enger Kon-

sultation mit der Zivilgesellschaft. Zudem unter-

stützt das Programm „Bürger initiieren Nachhal-

tigkeit“ Initiativen, die lokale Nachhaltigkeit för- 

dern. Nun geht es darum, solche Ansätze in die 

Breite der Gesellschaft zu tragen.

Bürgerengagement für Nachhaltigkeit braucht
eine bundespolitische Rahmensetzung

Eine strategische Engagementpolitik für Nachhal-

tigkeit hilft der Bundesregierung, ihre Ziele für  

ein nachhaltiges Deutschland zu erreichen. Erste 

Schritte dazu wären die Verzahnung von einer 

nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und Engage-

mentstrategie sowie eine explizite Wertschätzung 

von Nachhaltigkeitsengagement im Gemeinnüt-

zigkeitsrecht. Zwei in diesem Papier aufgeführte 

innovative Förderprogramme, die lokale Initiati-

ven gezielt unterstützen, ergänzen dies.

Natürlich ist Engagementpolitik primär eine 

Aufgabe der Kommunen. Zivilgesellschaftliche 

Initiativen entstehen und wirken vor allem lokal. 

Dieses Papier konzentriert sich auf die Rahmenbe-

dingungen, welche die Bundesregierung idealer-

weise setzt, um lokale Akteure zu befähigen. Die 

Ergebnisse sind dabei für Akteure auf kommuna-

ler wie nationaler Ebene relevant. 

Tobias Leipprand
Fellow 2009/2010

Dr. Julia I. Mansour
Associate 2009/2010

Korinna Penndorf
Associate 2009/2010

Isgard Peter 
Associate 2009/2010

Cosima Strasser
Associate 2009/2010 

Dorothea Topf
Associate 2009/2010

Dr. Heinrich Tschochohei
Associate 2009/2010

Anneke von Raggamby
Associate 2009/2010

Dr. Fariborz Zelli 
Associate 2009/2010

Mit Engagement zur Nachhaltigkeit –  
die Zivilgesellschaft als Treiber einer neuen  
Nachhaltigkeitsagenda
Vereine, Organisationen und Netzwerke leisten bereits wertvolle Beiträge zur ökologischen und sozialen Nach- 
haltigkeit Deutschlands. In Zeiten sich schnell ändernder Rahmenbedingungen gewinnt die dynamische Anpassungs-
fähigkeit der Zivilgesellschaft weiter an Bedeutung. Bürgerschaftliches Engagement kann so zum neuen Motor nach-
haltiger Entwicklung werden. Die Bundesregierung sollte daher Nachhaltigkeits- und Engagementpolitik strategisch 
und gemeinsam denken. Dazu drei Thesen zur Förderung von Engagement für Nachhaltigkeit sowie vier konkrete 
Handlungsempfehlungen.
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Bürgerengagement für Nachhaltigkeit ist 
bislang unterschätzt

Die Bundesregierung hat bislang die Bedeutung 

der Zivilgesellschaft für Nachhaltigkeit unter-

schätzt. Schon heute leisten viele Initiativen 

bedeutende Beiträge zu sozialer Kohäsion oder 

Umweltschutz und bilden somit Eckpfeiler einer 

nachhaltigen Gesellschaft. In Zeiten sich immer 

schneller verändernder Rahmenbedingungen ist 

die dynamische Anpassungsfähigkeit der Zivilge-

sellschaft von besonderem Wert. Nachhaltige Ent-

wicklung braucht gerade diesen kontinuierlichen 

Prozess, das eigene Handeln stetig neu am Leitbild 

der Nachhaltigkeit auszurichten.

Die Bereitschaft ist da: Seit Jahren ist die 

Zahl engagierter Bürger kontinuierlich hoch.  

Neueste Daten zeigen eine weitere Zunahme in  

der Engagementbereitschaft bei Menschen, die 

sich bislang nicht persönlich einbrachten. Dieses 

Potenzial, laut Freiwilligen-Survey 2009 mittler-

weile gut zwei Drittel der Bevölkerung, bietet 

große Chancen auch für die Nachhaltigkeits-

agenda.

Drei Thesen für die Förderung von Engagement
für Nachhaltigkeit

Die Definition der drei Thesen für eine erfolgrei-

che Engagementpolitik für Nachhaltigkeit erfolgte 

auf Grundlage von Expertengesprächen, der Ana-

lyse aktueller Expertendebatten zum Thema Nach-

haltigkeit und Engagement, der Auswertung er-

folgreicher Initiativen sowie einem einjährigen 

Eigenexperiment der Autoren.

   I. Initiative fördern: Nachhaltigkeit braucht 

Aktivierung. Strategische Engagementpolitik 

unterstützt diejenigen, die Verantwortung für 

Nachhaltigkeit übernehmen. Dazu bietet sie im 

Sinne einer partizipatorischen Demokratie mehr 

Teilhabe. Gerade bei den komplexen Problem-

stellungen im Bereich Nachhaltigkeit baut sie 

auf die Lösungskompetenz der Zivilgesellschaft. 

   II. Netzwerke aufbauen: Nachhaltigkeit braucht 

Austausch. In einer zunehmend komplexeren 

Welt gewinnen Netzwerkstrukturen als Kataly-

satoren für Veränderung an Bedeutung. Vernet-

zung von Initiativen sowie die Bildung neuer 

Netzwerke für Nachhaltigkeit genießen damit 

hohe Priorität und schaffen Aushandlungspro-

zesse für Nachhaltigkeit. 

   III. Praxis ermöglichen: Nachhaltigkeit braucht 

Lebensbezug. Menschen orientieren sich in 

ihrem Verhalten an ihrem Umfeld. Bürgerenga-

gement für Nachhaltigkeit entfaltet daher eine 

Multiplikatorwirkung. Engagementpolitik sollte 

jene Organisationen besonders unterstützen, 

die Räume für nachhaltige Praxis bieten.

Die drei Thesen sind im Folgenden ausführlich 

dargestellt. Konkrete Empfehlungen an die Bun-

desregierung schließen sich an.

nachhaltiges engagement für urbane brachflächen: 
prinzessinnengärten

Beim Biolandwirtschaftsprojekt „Prinzessinnengärten“ in Berlin-
Kreuzberg gehören Praxis, Initiative und Vernetzung zum 
Geschäftsmodell. Ziel ist die temporäre Nutzung von Brachflächen 
mit mobilen Beeten, um sie in Eigeninitiative zu neuen Lebens-
räumen für soziale und ökologische Vielfalt für eine zukunftsfä-
hige Stadt zu gestalten. Die gemeinsame praktische Arbeit bringt 
Menschen mit den unterschiedlichsten Hintergründen und ver-
schiedenen Alters zusammen und stärkt so den sozialen Zusam-
menhalt der Nachbarschaft. In Kooperation mit Partnern finden 
zudem zahlreiche Informationsveranstaltungen mit Jugendlichen 
statt, so genannte „Stadtsafaris“. Wissen holt man sich auch von 
Übersee: im Austausch mit Community Gardens in Indien und den 
USA. Das Projekt zeigt mit seinem praxisorientierten Konzept und 
offenen Zugang schnelle Erfolge. Innerhalb eines Jahres ist nicht 
nur eine erste grüne Oase entstanden, sondern auch eine leben-
dige Gemeinschaft aus Aktiven und Partnern. Eine Gemeinschaft, 
die bleibt. Auch wenn das Gelände bebaut wird und die Beete in 
der nächsten Brache angelegt werden.
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i. initiative fördern: nachhaltigkeit braucht 
aktivierung Eine erfolgreiche Engagementpolitik 

für nachhaltige Entwicklung aktiviert den Einzel-

nen, Verantwortung für sich und andere zu über-

nehmen. Dieser Denkweise liegt ein neuer Füh-

rungs- und Verantwortungsbegriff zu Grunde. Im 

angloamerikanischen Raum wird „Leadership“ 

schon seit Jahrzehnten als partizipatorischer Pro-

zess der Veränderung verstanden. Jeder Einzelne 

hat demnach zu jedem Zeitpunkt Möglichkeiten 

und Pflichten, Verantwortung für die Gemein-

schaft zu übernehmen. 

Der US-Präsidentenwahlkampf von Barack 

Obama zeigte auf beeindruckende Art und Weise 

die Möglichkeit, viele Einzelne zu aktivieren. Die 

beiden Schlüssel zum Erfolg waren Raum für  

Eigenitiative und Teilhabe an der übergeordneten 

Sache. 

Dabei sind Verantwortung und Teilhabe zwei 

Seiten derselben Medaille. Nur wer mitgestalten 

kann, engagiert sich auch. Beim Thema Nachhal-

tigkeit mehr auf die Initiative der Bürger zu bauen 

heißt für die Politik, Verantwortung zu teilen und 

die Lösungskompetenz der Gesellschaft für diese 

hochkomplexen Probleme zu nutzen. Das bedeu-

tet, ein strategisch auf Partizipation ausgerichtetes 

Demokratieverständnis jedem politischen Han-

deln zu Grunde zu legen, mit einer Vielzahl von 

Andockmöglichkeiten für Einzelne und Organisa-

tionen. Erste Ansätze verfolgt die deutsche Nach-

haltigkeitsstrategie. Über regelmäßige Konsulta-

tionsprozesse nehmen zivilgesellschaftliche Orga- 

nisationen und einzelne Bürger Einfluss. Der Kreis 

der Erreichten ist allerdings klein, und die Mög-

lichkeiten der Mitgestaltung sind begrenzt.

Will die Bundesregierung Engagementpolitik 

für Nachhaltigkeit stärken, sollte sie neue Frei-

räume für Eigeninitiative und innovative Struktu-

ren für Mitgestaltung schaffen.

ii. netzwerke aufbauen: nachhaltigkeit braucht 
austausch Engagementpolitik für Nachhaltigkeit 

sollte der Vernetzung innerhalb der Zivilgesell-

schaft hohe Priorität einräumen. Aufgrund der 

Komplexität von Nachhaltigkeit kann nur die 

Zusammenarbeit verschiedener Akteure adäquate 

Problemlösungen gewährleisten. Netzwerke bie-

ten dazu formale und informelle Austauschmög-

lichkeiten und besitzen so das Potenzial, Denk- 

und Handlungsweisen zu innovieren. Zusätzlich 

reagieren Netzwerke auf externe Einflüsse schnell 

und flexibel. Dem Einzelnen bieten sie Möglich-

keiten, Perspektiven anderer Organisationen ken-

nen zu lernen. Besonders förderungswürdig sind 

offene Netzwerke, die einfache und hohe Beteili-

gung ermöglichen. Bildung isolierter Gruppierun-

gen ist zu vermeiden.

Ein gutes Beispiel sind lokale Bürgerplattfor-

men, die das Deutsche Institut für Community 

Organizing (DICO) in Berlin initiiert und unter-

stützt. Die Plattformen bringen verschiedene 

Akteure eines Stadtteils – Kirchen, Moscheen, 

Gewerkschaften, Vereine, aber auch Einzelperso-

nen – zusammen, um die zentralen Probleme vor 

Ort gemeinsam anzugehen. Sie vernetzen horizon-

tal. Gleichzeitig sind diese Bürgerplattformen Orte 

des Austausches über Religionen, Milieus, Ethnien 

und Altersstufen hinweg und schaffen damit wert-

volles Sozialkapital.

Viele Netzwerke haben Nachhaltigkeit expli-

zit zum Ziel ihrer inhaltlichen Arbeit, beispiels-

weise Naturschutzverbände oder Präventionspro-

jekte. Hierbei ist die vertikale Vernetzung, also die 

Bildung von Dachorganisationen auf kommuna-

ler, regionaler oder nationaler Ebene, entschei-

dend. Sie bilden das Bindeglied zwischen Politik 

und Zivilgesellschaft. Für Dialog- und Aushand-

lungsprozesse zum Thema Nachhaltigkeit sind sie 

von großer Wichtigkeit.

Ein weiterer Vorteil der Netzwerkbildung 

besteht in der Möglichkeit, Transparenz und Pro-

fessionalisierung in der Zivilgesellschaft voran- 

zutreiben. Ansätze aus der Privatwirtschaft, wie 

Unternehmensverantwortung und Berichterstat-
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tung über Nachhaltigkeit, sollten heute auch große 

Akteure der Zivilgesellschaft aufgreifen.

Netzwerke bergen große Potenziale für ganz-

heitliche und innovative Problemlösungen in kom-

plexen Nachhaltigkeitsfragen. Ziel der Bundesre-

gierung sollte daher sein, vertikale wie horizontale 

Vernetzung innerhalb der Zivilgesellschaft zu 

fördern.

iii. praxis ermöglichen: nachhaltigkeit braucht 
den bezug zum leben Um Nachhaltigkeit in der 

Gesellschaft zu verankern, muss die Bundesregie-

rung gezielt Räume und Anreize für nachhaltige 

Praxis schaffen. So wissen zwar rund 84 Prozent 

der Deutschen laut einer Umfrage des Bundesum-

weltministeriums von 2008, dass sie über ihr Kon-

sumverhalten wesentlich zu ökologischer Nach-

haltigkeit beitragen können. Doch nur ein kleiner 

Teil handelt entsprechend. 

Soziologische Forschung zeigt: Menschen 

orientieren sich in ihrem Verhalten vorrangig an 

ihrem direkten Umfeld. Daher entfaltet bürger-

schaftliches Engagement eine Multiplikatorwir-

kung. Organisationen und Vereine im Bereich 

Nachhaltigkeit bieten ihren Mitgliedern ein Hand-

lungsumfeld für nachhaltige Praxis. Sie nehmen 

sich Aufgaben an, die hohe Relevanz für Menschen 

vor Ort haben. Wer von diesem Engagement profi-

tiert oder sich selbst einbringt, erfährt direkt die 

Bedeutung des Leitsatzes „Global denken – lokal 

handeln“. Die Organisation wird zur Referenz-

gruppe für ihre Mitglieder. Das Handeln Einzelner 

gibt Impulse für das Verhalten anderer. Über 

einen Schneeballeffekt kann so ein Wertewandel 

in der gesamten Gesellschaft mit angestoßen 

werden.

Eine Engagementpolitik für Nachhaltigkeit 

sollte besonders jene Initiativen und Organisatio-

nen fördern, die Menschen lokal einbinden und 

ihnen eine nachhaltige Lebensweise nahebringen. 

Insbesondere kommt zivilgesellschaftlichen Orga-

nisationen, die sich nachhaltige Bildung und Wei-

terbildung explizit zum Ziel setzen, eine hohe Be-

deutung zu.

Handlungsempfehlungen an die
Bundesregierung

Die Bundesregierung sollte dem Engagement für 

Nachhaltigkeit einen höheren Stellenwert einräu-

men, um die große Transformationskraft der Zivil-

gesellschaft zu nutzen. Dieser Policy Brief bietet 

dazu konkrete Handlungsempfehlungen. Die ein-

zelnen Empfehlungen stehen im Einklang mit den 

drei Thesen für eine Engagementpolitik für Nach-

haltigkeit.1

1. verzahnung von engagement- und nachhaltig-
keitsstrategie Die Bundesregierung sollte die 

bestehende institutionelle Infrastruktur nutzen, 

facebook-experiment der autoren
In einem Selbstexperiment untersuchten die Autoren die 
Wichtigkeit des eigenen Umfelds bei Entscheidungen im 
Bereich der persönlichen Nachhaltigkeit. Dazu gründeten sie 
auf der sozialen Netzwerkplattform „Facebook“ die offene 
Gruppe sustainability leadership|network > go first >> move 
others. Die mittlerweile 75 Mitglieder der Gruppe wurden 
ermutigt, sich Ziele für einen nachhaltigeren Lebensstil zu 
setzen und darüber auf der Plattform zu berichten – etwa in 
den Bereichen nachhaltiger Konsum, Mobilität, Geldanlagen, 
gesellschaftliches Engagement, aber auch ein balanciertes 
Arbeits- und Familienleben. Sie stellten fest, dass ihnen das 
Wissen um die Bemühungen anderer Teamteilnehmer Ent-
scheidungen gegen die eigene Gewohnheit und für Nachhal-
tigkeit deutlich erleichterte. Selbst diese künstlich generierte 
Peer-Gruppe hatte enormen Einfluss auf das eigene Verhalten.

1  In der Langfassung dieses Dokuments, dem Policy Paper 01/10, finden sich detaillierte Ausführungen zu den Empfehlungen in je einem gesonderten Kapitel.
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um Nachhaltigkeits- und Engagementpolitik bes-

ser zu koordinieren. Die Empfehlungen:

   Nachhaltigkeit in der Engagementstrategie 

berücksichtigen. Dazu sollte der Rat für Nach-

haltige Entwicklung in das Nationale Forum für 

Engagement und Partizipation eingebunden 

werden, das die Engagementstrategie entwi-

ckelt. Sinnvoll erscheint zusätzlich eine engere 

Kooperation zwischen Bundeskanzleramt und 

Familienministerium beim Thema Nachhaltig-

keit und Engagement. 

   Neuer Indikator für die Nachhaltigkeitsstrate-

gie. Die Bundesregierung nimmt einen Indika-

tor für zivilgesellschaftliches Engagement zu-

sammen mit ehrgeizigen Zielen in die nationale 

Nachhaltigkeitsstrategie auf. Der Indikator wird 

den drei Thesen für die Förderung einer nach-

haltigen Bürgergesellschaft gerecht: Er misst so-

wohl den Umfang zivilgesellschaftlichen Enga-

gements als auch den Grad von dessen Vernet- 

zung und gewichtet dabei Einrichtungen höher, 

die Raum für Praxis und Initiative bieten. 

   Berücksichtigung von Engagement im Fort-

schrittsbericht 2012. Dazu sollten Akteure aus 

dem Bereich Bürgerengagement in den Konsul-

tationsprozess zur Fortschreibung der Strategie 

mit eingebunden werden.

2. leitbild „nachhaltigkeit“ stärken: klartext 
ins gemeinnützigkeitsrecht und transparente 
berichterstattung Wer sich in Deutschland 

„gemeinnützig“ nennen darf, besitzt Vorbildfunk-

tion und zahlt weniger Steuern. Die Abgabenord-

nung definiert die vom Gesetzgeber als gemein-

nützig anerkannten Organisationszwecke. Nach- 

haltigkeit als gemeinnütziger Organisationszweck 

fehlt hier jedoch bisher völlig. Hinzukommt, dass 

gemeinnützige Organisationen ihren Beitrag zur 

nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft oft 

nicht hinreichend öffentlich machen. Die 

Empfehlungen:

   Symbolische Verankerung des Leitbilds der 

„Nachhaltigkeit“ im Gemeinnützigkeitsrecht. 

Die Bundesregierung nimmt den zentralen ge-

sellschaftlichen Wert der Nachhaltigkeit ins 

Gemeinnützigkeitsrecht auf. Der Vorschlag zielt 

in erster Linie darauf ab, einen nötigen Bewusst-

seinswandel auch gesetzlich zu flankieren. Dabei 

geht es um eine explizite sowohl rechtliche als 

auch steuerrechtliche Anerkennung bürger-

schaftlichen Engagements für Nachhaltigkeit. 

   Mehr Transparenz durch freiwillige Selbstver-

pflichtungen. Eine einzurichtende Sub-Arbeits-

gruppe des Nationalen CSR-Forums (Corporate 

Social Responsibility) entwickelt einen Aktions-

plan zur Stärkung der Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung von gemeinnützigen Organisationen. 

Dabei geht es nicht um verpflichtende Vorga-

ben, sondern um ein gemeinsames Verständnis 

darüber, welche Nachhaltigkeitskennzahlen für 

gemeinnützige Organisationen relevant sind. Es 

empfiehlt sich hierbei, auf dem aktuellen „NGO 

Sector Supplement“ der Global Reporting Initia-

tive (GRI) aufzubauen.

3. programm: die „wir-gbr“ Die Bundesregie-

rung sollte Bürgerinnen und Bürger dazu aktivie-

ren, selbstständig Probleme sozialer und ökono-

mischer Art nachhaltig zu lösen. Eine gute Mög- 

lichkeit, dies umzusetzen, ist ein auf Nachhaltigkeit 

ausgerichtetes Gründungsförderprogramm, ähn-

lich der Ich-AG. Dieses Programm zielt darauf ab, 

engagierten Bürgern die Möglichkeit zu bieten,  

ihr Engagement zum Beruf zu machen. Die 

Empfehlungen: 

   Die Initiierung eines Gründungsförderpro-

gramms „Wir-GbR“. Dies sieht die Förderung 

von (sozialen) Unternehmensgründungen durch 

finanzielle Unterstützung sowie Ausbildungs- 

und Vernetzungsangebote ähnlich der Ich-AG 

vor. Diese Unternehmen müssen jedoch gemein-

schaftlich, also von mindestens zwei Geschäfts-
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partnern gegründet werden. Gefördert werden 

Wir-GbRs nur, wenn sie nachweislich Lösungen 

zu aktuellen Problemen der Nachhaltigkeit wie 

Klimawandel, demografischem Wandel und 

Veränderungen in der Arbeitswelt bieten. Ein-

zelne förderungswürdige Kategorien und Krite-

rien werden in ressortübergreifender Zusam-

menarbeit definiert.  

   Die parallele Bereitstellung von Fördergeldern 

und das Verzahnen mit bestehenden Program-

men auf Bundesebene. Durch Zuschüsse zu 

Beratungsleistungen im Bereich Nachhaltigkeit, 

wie etwa Beratung zu Energieeffizienz in Unter-

nehmen oder zu sozialen Diensten, wird die 

Nachfrage nach Leistungen der Wir-GbRs 

erhöht. Die bestehenden Programme zur Förde-

rung von ökologischer Nachhaltigkeit, beispiels-

weise erste Ansätze einer nachhaltigen öffent- 

lichen Beschaffungspolitik, sind auf Synergien 

mit dem Programm der Wir-GbR hin zu prüfen.

   Aktive Vernetzung betreiben und die Sichtbar-

keit des Programms sicherstellen. Das Pro-

gramm bietet den Neugründern durch eine 

Online-Plattform und regelmäßige regionale 

Treffen die Möglichkeit für regionale und über-

regionale Vernetzung. Darüber hinaus inspirie-

ren die etablierten Gründer die Gründung wei-

terer Wir-GbRs, etwa indem sie Neugründern 

beratend zur Seite stehen. Um eine große 

Außenwirkung zu erzielen und eine nachhaltige 

Gründungswelle zu ermöglichen, soll das Pro-

gramm über Partner und Mentoren aus Politik 

und Wirtschaft prominent platziert werden. 

4. programm „zukunftslotsen“ Die Bundesre-

gierung sollte die bestehende Bereitschaft für bür-

gerschaftliches Engagement für eine nachhaltige 

Entwicklung strukturiert unterstützen und so 

nachhaltiges Handeln praktisch ermöglichen. Die 

Empfehlungen:

   Engagement bündeln. Bürgerschaftliches Enga-

gement und Nachhaltigkeitsbestrebungen sind 

vielfältig und werden bereits auf ebenso vielfäl-

tige Weise unterstützt. Über die Etablierung von 

„Zukunftslotsen“ wird sichergestellt, dass die 

Akteure die richtigen Informationen und An-

sprechpartner schnell und mit geringem Auf-

wand finden.  

   Lokale Akteure stärken. Das Programm fördert 

lokale Konsortien aus öffentlichen und privaten 

Akteuren bei der Anbindung von Zukunftslotsen 

durch die Etablierung bundesweit tätiger Bera-

ter. Anspruch muss dabei sein, an allen Orten 

der Gesellschaft mit dem Thema Nachhaltigkeit 

präsent zu sein.

   Ebenen und Akteure vernetzen. Bürgerschaft-

liches Engagement lebt von Vernetzung und 

Öffentlichkeit. Über die Etablierung eines bun-

desweiten Zukunftslotsen-Aktionsprogramms 

kann dies sichergestellt werden.
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Über uns

Die stiftung neue verantwortung fördert das interdisziplinäre und sektorübergreifende Denken entlang 

den wichtigsten gesellschaftspolitischen Herausforderungen im 21. Jahrhundert. Durch ihr Fellow- und 

Associate-Programm bringt die Stiftung junge Experten und Vordenker aus Wissenschaft, Wirtschaft, 

Politik und Gesellschaft zusammen, die in zeitlich befristeten Forschungsprojekten neue Ideen und 

Lösungsansätze entwickeln und diese durch Publikationen und auf Veranstaltungen in den öffentlichen 

Diskurs einbringen. 

Arbeitsweise

Die stetig komplexer werdenden Anforderungen einer Multi-Stakeholder-Gesellschaft verlangen ein die 

Grenzen von Disziplinen und Sektoren überwindendes Denken und Handeln. Das Zusammenführen von 

Experten und Vordenkern aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Gesellschaft schafft das Fundament 

für eine bestmögliche Analyse und Lösung schwieriger Zukunftsfragen. In unseren Projektteams treffen 

kontroverse Denkstile, Fragestellungen und Betrachtungsweisen aufeinander. Über trennende Fächer- 

und Organisationsgrenzen hinweg erschließen sich die Projektteams strategisches Fach- und Führungs-

wissen und erarbeiten konstruktive Lösungen. Jedes Projektteam wird von einem Fellow geleitet, der mit 

Associates zusammenarbeitet. Die Zusammenstellung jedes Teams hängt von der für eine erfolgreiche 

Projektarbeit relevanten Themen-, Praxis- oder Prozessexpertise seiner Mitglieder ab.  

Weitere Informationen unter: www.stiftung-nv.de


